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und die regionalen Entwicklungsbanken, sowie an die Regie-
rungen im Rahmen ihrer bilateralen Hilfsprogramme, das
Programm der Kommission für technische Zusammenarbeit
und Hilfe zu unterstützen und angesichts des maßgeblichen
und wichtigen Beitrags der Arbeit und der Programme der
Kommission zur Förderung der Rechtsstaatlichkeit auf natio-
naler und internationaler Ebene und zur Verwirklichung der
Entwicklungsagenda der Vereinten Nationen, einschließlich
der Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele, mit der
Kommission zusammenzuarbeiten und ihre Aktivitäten mit
denen der Kommission abzustimmen;

e) begrüßt es, dass die Kommission das Sekretariat
ersucht hat, zu prüfen, wie es seine Tätigkeiten auf dem Ge-
biet der technischen Zusammenarbeit und Hilfe besser in die
von den Vereinten Nationen vor Ort durchgeführten Tätigkei-
ten integrieren könnte, insbesondere über das Entwicklungs-
programm der Vereinten Nationen oder andere Landesbüros
der Vereinten Nationen;

9. appelliert an die Regierungen, die zuständigen Or-
gane des Systems der Vereinten Nationen sowie an Organisa-
tionen, Institutionen und Einzelpersonen, freiwillige Beiträge
an den Treuhandfonds zu leisten, der geschaffen wurde, um
den Entwicklungsländern, die Mitglied der Kommission sind,
auf Antrag und im Benehmen mit dem Generalsekretär einen
Reisekostenzuschuss zu gewähren, damit diese Zuschüsse er-
neut gewährt werden können und mehr sachverständige Ver-
treter aus Entwicklungsländern an den Tagungen der Kom-
mission und ihrer Arbeitsgruppen teilnehmen können, was ei-
ne Voraussetzung dafür ist, in diesen Ländern lokale Fach-
kenntnisse und Kapazitäten auf dem Gebiet des internationa-
len Handelsrechts aufzubauen und so die Entwicklung des in-
ternationalen Handels und die Förderung ausländischer In-
vestitionen zu erleichtern;

10. beschließt, zwecks Gewährleistung der vollen
Teilnahme aller Mitgliedstaaten an den Tagungen der Kom-
mission und ihrer Arbeitsgruppen während der fünfundsech-
zigsten Tagung der Generalversammlung in dem zuständigen
Hauptausschuss auch weiterhin zu prüfen, ob den am wenigs-
ten entwickelten Ländern, die Mitglied der Kommission sind,
auf Antrag und im Benehmen mit dem Generalsekretär ein
Reisekostenzuschuss gewährt werden kann;

11. begrüßt, dass die Kommission nach der umfassen-
den Überprüfung ihrer Arbeitsmethoden, die sie von ihrer
vierzigsten bis zweiundvierzigsten Tagung in Anbetracht der
jüngsten Erhöhung der Mitgliederzahl der Kommission und
der Zahl der von ihr behandelten Themen vornahm, eine Zu-
sammenfassung der Schlussfolgerungen zum Thema der Ge-
schäftsordnung und der Arbeitsmethoden der Kommission20

verabschiedet hat, und fordert die Mitgliedstaaten, die Nicht-
mitgliedstaaten, die Beobachterorganisationen und das Sekre-
tariat auf, die Geschäftsordnung und die Arbeitsmethoden an-
zuwenden, mit dem Ziel, die hohe Qualität der Arbeit der

Kommission und die internationale Akzeptanz der von ihr
ausgearbeiteten Rechtsinstrumente sicherzustellen, und erin-
nert in dieser Hinsicht an ihre früheren Resolutionen zu dieser
Frage;

12. schließt sich der Überzeugung der Kommission
an, dass die Umsetzung und wirksame Anwendung der Nor-
men des modernen Privatrechts im internationalen Handel für
die Förderung guter Regierungsführung, eine dauerhafte wirt-
schaftliche Entwicklung und die Beseitigung der Armut und
des Hungers unerlässlich sind und dass die Förderung der
Rechtsstaatlichkeit in den Handelsbeziehungen ein fester Be-
standteil der umfassenderen Agenda der Vereinten Nationen
zur Förderung der Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und in-
ternationaler Ebene sein soll, unter anderem über die von der
Einheit für Rechtsstaatlichkeit im Exekutivbüro des General-
sekretärs unterstützte Gruppe für Koordinierung und Res-
sourcen im Bereich Rechtsstaatlichkeit;

13. begrüßt die während der dreiundvierzigsten Ta-
gung der Kommission geführte Podiumsdiskussion über
Rechtsstaatlichkeit in Gewerbe und Handel und nimmt mit
Anerkennung Kenntnis von der Eröffnungsansprache der
Stellvertretenden Generalsekretärin und den von Vertretern
der Staaten und der multilateralen Entwicklungsbanken und
vom Direktor der Einheit der Vereinten Nationen für Rechts-
staatlichkeit abgegebenen Erklärungen, in denen sie erneut
auf die Rolle der Kommission bei der Förderung der Rechts-
staatlichkeit auf nationaler und internationaler Ebene und die
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nis, dass die Kommission auch ihrer Besorgnis darüber Aus-
druck verliehen hat, dass die dem Sekretariat im Rahmen des
Unterprogramms 5 zugewiesenen Ressourcen nicht ausrei-
chen, um die gestiegene Nachfrage aus Entwicklungs- und
Transformationsländern nach technischer Hilfe bei Gesetzes-
reformen auf dem Gebiet des Handelsrechts zu befriedigen,
und nimmt außerdem davon Kenntnis, dass die Kommission
dem Generalsekretär eindringlich nahegelegt hat, dafür zu
sorgen, dass die vergleichsweise geringen zusätzlichen Mit-
tel, die zur Deckung eines für die Entwicklung so ausschlag-
gebenden Bedarfs benötigt werden, rasch zur Verfügung ge-
stellt werden24;

16. nimmt davon Kenntnis, dass die Kommission ihrer
Besorgnis darüber Ausdruck verliehen hat, dass die Ressour-
cenausstattung ihres Sekretariats mit dem wachsenden Bedarf
im Hinblick auf eine einheitliche Auslegung der Texte der
Kommission, die als für die wirksame Umsetzung dieser Tex-
te unverzichtbar angesehen wird, nicht Schritt hält, und dass
die Kommission dem Sekretariat nahegelegt hat, verschiede-
ne Möglichkeiten zur Ausräumung dieser Besorgnis zu er-
kunden, unter anderem durch den Aufbau von Partnerschaf-
ten mit interessierten Institutionen und die Errichtung einer
Säule innerhalb des Sekretariats der Kommission, die sich auf
die Förderung von Mitteln und Wegen zur einheitlichen Aus-
legung der Texte der Kommission konzentriert, insbesondere
durch die Pflege und Erweiterung des Systems zur Sammlung
und Verbreitung der Rechtsprechung zu Texten der Kommis-
sion (das CLOUT-System)25;

17. erinnert an ihre Resolutionen über Partnerschaften
zwischen den Vereinten Nationen und nichtstaatlichen Ak-
teuren, insbesondere dem Privatsektor26, und ihre Resolutio-
nen, in denen sie der Kommission nahelegte, weiter unter-
schiedliche Möglichkeiten für die Nutzung von Partnerschaf-
ten mit nichtstaatlichen Akteuren bei der Durchführung ihres
Mandats zu erkunden, insbesondere auf dem Gebiet der tech-
nischen Hilfe, im Einklang mit den anwendbaren Grundsät-
zen und Leitlinien und in Zusammenarbeit und Abstimmung
mit den sonstigen zuständigen Sekretariats-Bereichen, ein-
schließlich des Büros für den Globalen Pakt27;

18. ersucht den Generalsekretär erneut, im Einklang
mit ihren Resolutionen über Dokumentationsfragen28, in de-
nen insbesondere betont wird, dass eine Reduzierung der
Länge von Dokumenten weder die Qualität ihrer Aufma-
chung noch ihren Inhalt beeinträchtigen darf, bei der Anwen-
dung der Regel zur Begrenzung der Seitenzahl der Dokumen-
te der Kommission die Besonderheiten des Mandats und der
Arbeit der Kommission zu berücksichtigen;

19. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin Kurz-
protokolle der Tagungen der Kommission, einschließlich der
Tagungen der von der Kommission für die Dauer ihrer Jah-
restagungen eingesetzten Gesamtausschüsse, anfertigen zu
lassen, die der Ausarbeitung normsetzender Texte gewidmet
sind;

20. erinnert an ihre Resolution, in der sie die Erstel-
lung des Yearbook of the United Nations Commission on In-
ternational Trade Law (Jahrbuch der Kommission der Ver-
einten Nationen für internationales Handelsrecht) billigte, mit
dem Ziel, die Arbeit der Kommission besser bekannt und
leichter zugänglich zu machen29, bekundet ihre Besorgnis hin-
sichtlich der zeitnahen Veröffentlichung des Jahrbuchs und
ersucht den Generalsekretär, Möglichkeiten zur Erleichterung




